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162  Gegenerklärung des Staatsanwalts 
 
(1) Begründet der Angeklagte oder der Nebenkläger seine Revision nur mit der Verletzung des sachlichen 
Rechts, kann der Staatsanwalt in der Regel von einer Gegenerklärung (§ 347 Absatz 1 Satz 2 StPO) 
absehen.

(2) 1Wird das Urteil wegen eines Verfahrensmangels angefochten, gibt der Staatsanwalt eine 
Gegenerklärung fristgemäß ab, wenn anzunehmen ist, dass dadurch die Prüfung der Revisionsbeschwerde 
erleichtert wird (§ 347 Absatz 1 Satz 3 StPO), insbesondere zeitraubende Rückfragen und Erörterungen 
vermieden werden. 2Die Gegenerklärung soll die Tatsachen, auf die sich die Verfahrensrügen erstrecken, 
erschöpfend darstellen; die in Betracht kommenden Aktenstellen sind abzulichten oder abschriftlich 
wiederzugeben. 3Ausführungen des angefochtenen Urteils, die Gegenstand einer Verfahrensrüge sind, 
werden in die Gegenerklärung nicht aufgenommen. 4Wird die Behandlung von Beweisanträgen gerügt, so 
ist aus dem Protokoll über die Hauptverhandlung festzustellen, ob die Beteiligten auf weitere Beweise 
verzichtet oder sich mit der Schließung der Beweisaufnahme einverstanden erklärt haben. 5Trifft dies zu, ist 
dieser Teil des Protokolls in der Gegenerklärung wörtlich wiederzugeben. 6Ist über einen Antrag, namentlich 
einen Beweisantrag, im Urteil entschieden worden, ist auf die betreffende Urteilsstelle (nach der Seite der 
Abschrift) zu verweisen. 7Bezieht sich die Verfahrensrüge auf einen Vorgang, der aus einem Protokoll über 
die Hauptverhandlung nicht ersichtlich und auch von dem Sitzungsstaatsanwalt nicht wahrgenommen 
worden ist, wird es zweckmäßig sein, über den Vorgang eine Äußerung der Beteiligten herbeizuführen.

(3) 1Der Staatsanwalt teilt eine Gegenerklärung dem Beschwerdeführer mit und legt sie dem Gericht vor. 
2Anlagen (dienstliche Äußerungen usw.), auf die Bezug genommen wird, sind der Vorlage an das Gericht 
beizufügen. 3Enthält die Gegenerklärung erhebliche neue Tatsachen oder Beweisergebnisse, ist sie dem 
Beschwerdeführer zuzustellen. 4Wird keine Gegenerklärung abgegeben, braucht das Gericht hiervon nicht 
unterrichtet zu werden.

(4) Der Vorsitzende leitet die Akten der Staatsanwaltschaft zur weiteren Verfügung zu, wenn er von der 
Gegenerklärung Kenntnis genommen hat oder wenn die Frist (§ 347 Absatz 1 Satz 2 StPO) abgelaufen ist.


